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Anlage 1 zur Sitzungsvorlage für Gemeinsamer Ausschuss am 10.10.23  
Stadtbauamt Engen               Engen, 20.09.23 
 
Behandlung der Anregungen zur 11.Änderung des "Flächennutzungsplanes 2000-Änderung": Deckblatt Sondergebiet Großflächige 
PV-Anlage Solarpark Gerhardsreute, Mühlhausen-Ehingen 
zur Offenlage vom 07.07.23 bis 08.08.23 
 

Lfd. 
Nr. 

Name Anregungen Stellungnahme der Verwaltung 
 

Beschluss 

1 Landratsamt Kon-

stanz, Benediktiner-

platz 1, 78467 Kon-

stanz (LRA Konstanz) 

Amt für Bauplanungs- 

und Bauordnungs-

recht 

Zu der o.g. Bauleitplanung nimmt das Landrats-

amt Konstanz wie folgt Stellung: 

Zweck und Inhalt der vorgesehenen Bauleitpla-

nung: 

Die Gemeinde Mühlhausen-Ehingen plant die 

Errichtung der Freiflächen-Photovoltaikanlage 

„Großflächige PV-Anlage Solarpark Gerhards-

reute“ auf den Grundstücken Flst.-Nrn. 3673 bis 

3680 der Gemarkung Ehingen entsprechend 

der Darstellung und Beschreibung des Pla-

nungsbüros Neue Planer Ingenieure GbR vom 

10.03.23. Diese Flächen werden im aktuell gül-

tigen Flächennutzungsplan „2000-Änderung“ 

der Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft En-

gen, Aach, Mühlhausen-Ehingen als „Flächen 

für die Landwirtschaft“ dargestellt. Da im Paral-

lelverfahren ein Bebauungsplan aufgestellt 

wird, soll in diesem Zuge der Flächennutzungs-

plan angepasst werden. Die o.g. Flächen sollen 

dann als Sonderbaufläche mit der Zweckbe-

stimmung „Sondergebiet Photovoltaik“ darge-

      

 

Wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen. 
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Lfd. 
Nr. 

Name Anregungen Stellungnahme der Verwaltung 
 

Beschluss 

stellt werden. Die frühzeitige Beteiligung der Öf-

fentlichkeit fand in dem Zeitraum vom 14.04.23 

bis zum 22.05.23 statt. 

2 LRA Konstanz 

Amt für Abfallrecht 

und Gewerbeaufsicht 

Bezüglich der o.g. Änderungen des Flächennut-

zungsplans bestehen keine Bedenken und An-

regungen. 

Wird zur Kenntnis genommen. Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen. 

3 LRA Konstanz 

Amt für Kreisarchäo-

logie 

Es bestehen gegen die Änderung keine Beden-

ken. Es haben sich gegenüber der Stellung-

nahme des Landratsamtes Konstanz vom 

23.05.23 seitens der Kreisarchäologie keine in-

haltlichen Änderungen ergeben. Es wird um die 

redaktionelle Abänderung des Hinweises auf 

Denkmalschutz/Bodendenkmale (Punkt 3.5) in 

den textlichen Festlegungen gemäß folgender 

Formulierung gebeten:  

Der Beginn aller Erschließungs- und weiterer 

Erdarbeiten ist frühzeitig vor Baubeginn mit 

dem Kreisarchäologen (Am Schlossgarten 2, 

78224 Singen, 07731/61229 oder 

0171/3661323) terminlich abzustimmen. Wer-

den bei Erdarbeiten archäologische Fundstellen 

entdeckt, ist für eine gegebenenfalls notwen-

dige archäologische Rettungsgrabung eine öf-

fentlich-rechtliche Investorenvereinbarung mit 

dem Land Baden-Württemberg, vertreten durch 

das Landesamt für Denkmalpflege im Regie-

rungspräsidium Stuttgart (Arbeitsstelle Hem-

menhofen, Fischersteig 9, 78343 Gaienhofen, 

Tel. 07735/93777-0), abzuschließen, in welcher 

die Rahmenbedingungen der Rettungsgrabung 

Wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen führt aber 

nicht zu einer Änderung der 

Planung. 
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Lfd. 
Nr. 

Name Anregungen Stellungnahme der Verwaltung 
 

Beschluss 

geregelt werden. Dies ist bei der terminlichen 

Planung des Bauvorhabens zu berücksichtigen. 

Die Kosten einer gegebenenfalls notwendigen 

archäologischen Rettungsgrabung sind vom 

Vorhabenträger zu übernehmen. Gemäß § 20 

Denkmalschutzgesetz sind während des ge-

samten Bauverlaufs etwaige Funde (Scherben, 

Knochen, Mauerreste, Metallgegenstände, Grä-

ber, auffällige Bodenverfärbungen) umgehend 

dem Kreisarchäologen oder dem Landesamt für 

Denkmalpflege zu melden und bis zur sachge-

rechten Dokumentation und Ausgrabung im Bo-

den zu belassen. Mit Unterbrechung der Bauar-

beiten ist gegebenenfalls zu rechnen und Zeit 

zur Fundbergung einzuräumen. 

4 LRA Konstanz 

Amt für Landwirt-

schaft 

Es wird auf die Stellungnahme vom 23.05.23 

verwiesen, welche wie folgt lautete: 

Die Flächen sind in der Wirtschaftsfunktionen-

karte der Digitalen Flurbilanz Baden-Württem-

berg als Vorrangflur Stufe I dargestellt. Es 

handelt sich dabei um überwiegend landbau-

würdige Flächen mit guten bis sehr guten Bö-

den, die unbedingt der landwirtschaftlichen Nut-

zung vorbehalten sind. Diese Flächen dienen 

der Nahrungsmittel- und Futtermittelproduktion 

und ökologischen Zwecken. Eine anderweitige 

Inanspruchnahme vermindert die Möglichkeit 

der Urproduktion für Lebensmittel zur Ernäh-

Wird zur Kenntnis genommen. 

Durch die Lage entlang der Autobahn hat die 

Fläche bereits eine Vorbelastung und aufgrund 

der Gesetzeslage ist diese Fläche im Radius 

von 200 m zur Autobahn privilegiert. 

Nach Aufgabe der Großflächigen PV-Anlage 

kann die Fläche wieder der landwirtschaftlichen 

Nutzung unterzogen werden. Hierzu erfolgt eine 

Regelung über den Durchführungsvertrag 

(Rückbauverpflichtung), welcher Bestandteil 

des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 

wird. Die Flächen werden nach dem Anlagen-

rückbau wieder in den Ausgangszustand vor 

Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen führt aber 

nicht zu einer Änderung der 

Planung. 
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Lfd. 
Nr. 

Name Anregungen Stellungnahme der Verwaltung 
 

Beschluss 

rungssicherung aus der Region. Der Selbstver-

sorgungsgrad im Landkreis liegt aktuell schon 

unter ca. 60 %. 

Eine Wiederkultivierung und Nutzung der Flä-

chen zur Nahrungs- und Futtermittelproduktion 

nach der Inanspruchnahme als Fläche zur 

Energiegewinnung mittels Freiflächen-Photovol-

taik müsste in der Regel rechtlich fixiert werden, 

sonst ist eine andere Nutzung z.B. als Ver-

kehrs- oder Gewerbefläche die wahrscheinliche 

Folge. Eine Rückholung der Flächen zu land-

wirtschaftlichen Zwecken ist aufwändig und es 

bedarf vieler Jahre bis sich der Boden von dem 

Rückbau erholt und seine Funktionen als Nähr-

stofflieferant, Wasserspeicher, Lebensraum 

wieder voll erfüllen kann. 

dem Eingriff überführt und sind ohne Bewirt-

schaftungsauflagen weiter landwirtschaftlich 

nutzbar. 

Durch die geplante Anlage werden die hoch-

wertigen Ackerböden geschont und für zukünf-

tige Generationen gesichert.  

Die Funktionen des Bodens als Nährstoffliefe-

rant, Wasserspeicher und Lebensraum bleiben 

unter den Solarmodulen in vollem Umfang er-

halten. Es findet nur in äußerst geringem Um-

fang eine Versiegelung statt im Bereich der Tra-

fos. Die Wertigkeit des Bodens als Lebensraum 

für Tiere und Pflanzen erhöht sich gegenüber 

der derzeitigen Ackernutzung (Verzicht auf 

Spritzmittel, extensive Grünlandnutzung). Ein 

Großteil des Plangebiets diente in den letzten 

Jahren dem intensiven Anbau von Mais zur Fut-

termittel- oder Biogaserzeugung, nicht der Nah-

rungsmittelproduktion.  

Im Vergleich zur Energieerzeugung aus Bio-

masse liegen die Flächenerträge bei Freiflä-

chen-Photovoltaik um ein Vielfaches höher (Bi-

oenergie: 10 bis 60 MWh/ha, Freiflächen-PV: 

1.000 MWh/ha; Quelle: https://www.thue-

nen.de/de/themenfelder/langfristige-politikkon-

zepte/pv-auf-agrarflaechen) 

Würde der Anbau von Energiepflanzen durch 

Photovoltaik ersetzt, könnte über 90% der bis-

her dafür benötigten Flächen wieder der Nah-

rungsmittelproduktion zugeführt werden. 
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Lfd. 
Nr. 

Name Anregungen Stellungnahme der Verwaltung 
 

Beschluss 

5 LRA Konstanz 

Amt für Naturschutz 

Die untere Naturschutzbehörde hat im Rahmen 

der frühzeitigen Beteiligung (Gesamtstellung-

nahme vom 23.05.23) keine Bedenken gegen 

die Planänderung geäußert. Hervorgebrachte 

Hinweise wurden von den Planungsträgern ent-

sprechend zur Kenntnis genommen und im Um-

weltbericht (Büro 365° freiraum + umwelt, Ent-

wurfsstand 13.06.23) eingearbeitet.  

Der Standort für die ca. 14,7 ha umfassende 

Solaranlage befindet sich unmittelbar westlich 

der Bundesautobahn A81 sowie nordöstlich des 

Ortsteils Ehingen. Schutzgebiete sind nicht vor-

handen. Gesetzlich geschützte Biotope werden 

von den Planungen ausgespart und nicht bean-

sprucht.  

Auf Ebene der Bebauungsplanung muss die 

Vorlage des Umweltberichts mit Eingriffs-/Aus-

gleichsbilanzierung sowie Artenschutzbeitrag 

erfolgen. Die bereits formulierten Maßnahmen 

zur Vermeidung und Minimierung sind im Be-

bauungsplan zu konkretisieren und festzuset-

zen.  

Aus naturschutzfachlicher und -rechtlicher Sicht 

bestehen keine Bedenken gegen die Änderung 

des Flächennutzungsplans. 

Wird zur Kenntnis genommen. Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen führt aber 

nicht zu einer Änderung der 

Planung. 

 

6 LRA Konstanz 

Amt für Straßenbau 

Gegen die Änderung des Flächennutzungspla-

nes werden keine Einwendungen erhoben. Im 

Rahmen des Bebauungsplanverfahrens müs-

sen die Richtlinien für passiven Schutz an Stra-

ßen durch Fahrzeugrückhaltesysteme (RPS 

Wird zur Kenntnis genommen. 

Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens wer-

den die Richtlinien für passiven Schutz an Stra-

ßen durch Fahrzeugrückhaltesysteme (RPS 

2009) beachtet. 

Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen führt aber 

nicht zu einer Änderung der 

Planung. 
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Lfd. 
Nr. 

Name Anregungen Stellungnahme der Verwaltung 
 

Beschluss 

2009) beachtet werden. Weiterhin sind Blend-

wirkungen auf den Verkehr der Kreisstraße 

auszuschließen.  

Für die Beurteilung der Belange der Autobahn 

ist die Autobahn GmbH des Bundes, vertreten 

durch die Niederlassung Südwest, sachlich zu-

ständig. 

Ein Blendgutachten wird erstellt und als Anlage 

dem Bebauungsplan beigefügt. 

Die Autobahn GmbH des Bundes, Niederlas-

sung Südwest hat eine separate Stellungnahme 

abgegeben. 

7 LRA Konstanz 

Amt für Wasserwirt-

schaft und Boden-

schutz 

Es bestehen gegen die Planung keine Ein-

wände.  

Es wird jedoch um Beachtung der folgenden 

Anmerkungen gebeten.  

1. Altlasten: 

Im Plangebiet sind keine Altlasten / Ver-

dachtsflächen bekannt. 

2. Bodenschutz: 

Negative Auswirkungen sind auf den unmit-

telbaren Bereich der Anlage, die Kabelgrä-

ben, gegebenenfalls die Trafostation und 

Zufahrten beschränkt. Bei der Auswahl der 

Fläche sollte der geringere bewertete Boden 

ausgewählt werden. Es ist zu gewährleisten, 

dass bei einer Beschädigung der Anlage 

keine Schadstoffe in den Boden gelangen. 

Maßnahmen zum Schutz des Bodens sind 

im Bebauungsplan zu benennen und festzu-

schreiben. 

3. Oberirdische Gewässer: 

Am nördlichen Rand verläuft der Wasserbur-

ger Talbach, ein Gewässer von wasserwirt-

schaftlicher Bedeutung. Entsprechend ist 

 

 

 

 

1. Wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

2. Wird zur Kenntnis genommen. 

Im Zuge des Bebauungsplans werden Maß-

nahmen zum Schutz des Bodens benannt 

und in die Bebauungsvorschriften verpflich-

tend aufgenommen. 

 

 

 

 

 

 

 

3. Wird zur Kenntnis genommen. 

Der Gewässerrandstreifen von 10 m zum 

Wasserburger Talbach wird eingehalten. 

 

 

 

 

1. Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen. 

 

2. Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen führt 

aber nicht zu einer Ände-

rung der Planung. 
 

 

 

 

 

 

 

 
3. Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen führt 
aber nicht zu einer Ände-
rung der Planung. 
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Lfd. 
Nr. 

Name Anregungen Stellungnahme der Verwaltung 
 

Beschluss 

der Gewässerrandstreifen von 10 m einzu-

halten. 

8 Regionalverband 

Hochrhein-Bodensee, 

Im Wallgraben 50, 

79761 Waldshut-Tien-

gen 

Vielen Dank für die Beteiligung am o.g. Verfah-

ren. Seitens des Regionalverbands Hochrhein-

Bodensee werden keine weiteren Anregungen 

vorgetragen. 

Wird zur Kenntnis genommen. Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen. 

9 Regierungspräsidium 

Freiburg, Referat 21, 

Baurecht, Raumord-

nung und Denkmal-

schutz, Kaiser-Jo-

seph-Str. 167, 79098 

Freiburg 

Für die Beteiligung am o.g. Verfahren bedan-

ken wir uns und nehmen wie folgt Stellung: 

1. Raumordnung/Referat 21: 

Für die überwiegende Berücksichtigung 

unserer Anregungen bedanken wir uns. 

Bezüglich unserer Anregung, die Begrün-

dung im Punkt Lage im Regionalen Grün-

zug und Erfüllung der Ausnahmevoraus-

setzungen bitten wir jedoch nochmals da-

rum den Sachverhalt in der Begründung zu 

ergänzen. Der Umweltbericht wurde zu 

diesem Sachverhalt ergänzt, die Begrün-

dung der FNP Änderung jedoch noch 

nicht. Darüber hinaus werden keine weite-

ren raumordnerischen Anregungen oder 

Bedenken vorgebracht. 

2. Unsere Abteilung 4, Referat 47.2 Baurefe-

rat Ost, stellt fest, dass der Änderungsbe-

reich an keine Bundes- oder Landesstraße 

angrenzt so dass das Referat 47.2 als 

Straßenbaulastträger nicht davon betroffen 

ist. 

 

 

1. Wird zur Kenntnis genommen. 

Die Begründung unter Ziffer 2 „Planungs-

recht“ wird wie folgt ergänzt: 

Die geplante Photovoltaikanlage liegt inner-

halb eines regionalen Grünzugs…… Die 

Funktionen des sehr großzügig ausgewiese-

nen regionalen Grünzugs werden aufgrund 

der unmittelbaren Lage an der Autobahn 

durch die vorliegende Planung nicht wesent-

lich beeinträchtigt. 

 

 

 

 

2. Wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

1. Die Begründung unter Ziffer 

2 „Planungsrecht“ wird wie 

folgt ergänzt: 

Die geplante Photovoltaik-

anlage liegt innerhalb eines 

regionalen Grünzugs.….. 

Die Funktionen des sehr 

großzügig ausgewiesenen, 

regionalen Grünzugs wer-

den aufgrund der unmittel-

baren Lage an der Autobahn 

durch die vorliegende Pla-

nung nicht wesentlich beein-

trächtigt. 

2. Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen. 
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Lfd. 
Nr. 

Name Anregungen Stellungnahme der Verwaltung 
 

Beschluss 

10 Regierungspräsidium 

Freiburg, Stabstelle 

Energiewende, Wind-

energie und Klima-

schutz, Schwendistr. 

12, 79102 Freiburg 

Wir bedanken uns für die Beteiligung. Zu den 

Belangen des Klimaschutzes wurde seitens der 

Stabstelle Energiewende, Windenergie und Kli-

maschutz des Regierungspräsidiums Freiburg 

bereits im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung 

der Behörden und Träger öffentlicher Belange 

nach § 4 Abs. 1 BauGB mit Schreiben vom 

17.05.23 (Az.: RPF-StEWK-4503-18/72/2) um-

fassend Stellung genommen.  

Auf die dortigen Ausführungen, insbesondere 

zur Bedeutung des Vorhabens für die Klima-

schutzziele des Landes, wird insoweit Bezug 

genommen. Die Planung, die gemeinsam mit 

dem Bebauungsplan „Solarpark Gerhardsreute“ 

der Gemeinde Mühlhausen-Ehingen die Errich-

tung eines Solarparks mit einer Leistung von 

16,5 MWp auf einer 14,7 ha großen Fläche er-

möglicht, trägt zum notwendigen Ausbau-

pfad bei und ist daher unter Klimaschutzge-

sichtspunkten zu befürworten. 

Ergänzend zu unserer letzten Stellungnahme 

möchten wir darauf hinweisen, dass aktuell für 

Freiflächen-Photovoltaikanlagen entlang von 

Bundesstraßen und Autobahnen noch ein An-

bauverbot besteht (vgl. § 9 Abs. 1 FStrG).  

Ein Gesetzesentwurf, der dies ändern möchte, 

liegt zwar vor, wurde vom Bundestag bislang 

aber noch nicht beschlossen. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

In der Begründung unter Ziffer 3.1 „Anbauver-

bot entlang von Straßen“ wird folgendes er-

gänzt: 

……In einem Abstand von 40m vom äußeren 

Rand der befestigten Fahrbahn der Autobahn 

dürfen Hochbauten nicht errichtet werden (§ 9 

Abs. 1 FStrG). Aufgrund der Änderung des 

EEG § 2 liegen die Errichtung und der Betrieb 

von Anlagen zur Erzeugung von erneuerbaren 

Energien jedoch in überragendem öffentlichen 

Interesse und sind als vorrangig in die jeweili-

gen Schutzgüterabwägungen einzubringen. 

Hinsichtlich der Errichtung von Freiflächenpho-

tovoltaikanlagen in der Anbauverbotszone sind 

daher Privilegierungen möglich, die im Rahmen 

des § 9 Abs. 8 FStrG als Ausnahmegenehmi-

gung beantragt werden. Dies wird für das ge-

plante Vorhaben im Rahmen des Bebauungs-

planverfahrens erfolgen. 

 

In der Begründung unter Ziffer 

3.1 „Anbauverbot entlang von 

Straßen“ wird folgendes er-

gänzt: 

…….In einem Abstand von 40m 

vom äußeren Rand der befes-

tigten Fahrbahn der dürfen 

Hochbauten nicht errichtet wer-

den (§ 9 Abs. 1 FStrG). Auf-

grund der Änderung des EEG § 

2 liegen die Errichtung und der 

Betrieb von Anlagen zur Erzeu-

gung von erneuerbaren Ener-

gien jedoch in überragendem 

öffentlichen Interesse und sind 

als vorrangig in die jeweiligen 

Schutzgüterabwägungen einzu-

bringen. Hinsichtlich der Errich-

tung von Freiflächenphotovolta-

ikanlagen in der Anbauverbots-

zone sind daher Privilegierun-

gen möglich, die im Rahmen 

des § 9 Abs. 8 FStrG als Aus-

nahmegenehmigung beantragt 

werden. Dies wird für das ge-

plante Vorhaben im Rahmen 

des Bebauungsplanverfahrens 

erfolgen. 
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Nr. 

Name Anregungen Stellungnahme der Verwaltung 
 

Beschluss 

Bei einer Unterschreitung der in § 9 Abs. 1 

FStrG genannten Abstände zur Fahrbahn be-

darf es für die Errichtung einer Freiflächen-Pho-

tovoltaikanlage daher einer Ausnahmegenehmi-

gung des Fernstraßenbundesamt (nähere Infor-

mationen hierzu finden Sie unter: 

https://www.fba.bund.de/DE/Meldungen/202301

31_Freiflaechenphotovoltaikanlagen_Anbauver-

botszone.html). Wir bitten insofern Punkt 3.1 

der Begründung zu berichtigen. Im Umweltbe-

richt wurde dieser Punkt zutreffend dargestellt 

(vgl. S. 10 Punkt 3.1). 

Es wird gebeten, die Stabsstelle Energiewende, 

Windenergie und Klimaschutz (per Mail an: 

StEWK@rpf.bwl.de) über das Ergebnis des 

Verfahrens zeitnah zu informieren. 

11 Stadtwerke Engen 

GmbH, Eugen-Schäd-

ler-Str. 3, 78234 En-

gen 

Wir haben folgende Stellungnahme zur Ände-

rung des Flächennutzungsplanes: 

Im Wegegrundstück Flst Nr. 3676 liegen Mit-

telspannungskabel und Kabelschutzrohre der 

Stadtwerke Engen (siehe beigefügter Plan). Bei 

Benutzung des Weges im Zuge der Bauarbei-

ten bitten wir um entsprechende Beachtung. 

 

Wird zur Kenntnis genommen. 

Die im Wegegrundstück Flst Nr. 3676 befindli-

chen Mittelspannungskabel und Kabelschutz-

rohre werden im Zuge der Bauarbeiten berück-

sichtigt. 

Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen führt aber 

nicht zu einer Änderung der 

Planung. 
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Beschluss 
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Beschluss 

12 Gemeinde Hilzingen, 

Hauptstr. 36, 78247 

Hilzingen 

Wir bedanken uns für die Beteiligung der Ge-

meinde Hilzingen an der 11.Änderung des Flä-

chennutzungsplans der Vereinbarten Verwal-

tungsgemeinschaft Engen, Aach und Mühlhau-

sen-Ehingen (im Parallelverfahren) auf Gemar-

kung Ehingen. 

Nach Prüfung der zur Verfügung gestellten Un-

terlagen teilen wir Ihnen mit, dass keine Be-

lange der Gemeinde Hilzingen berückt werden. 

Es bestehen daher keine Bedenken oder Anre-

gungen zur vorliegenden 11.Flächennutzungs-

planänderung. 

Wird zur Kenntnis genommen. Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen. 

13 Stadt Tengen, Markt-

str. 1, 78250 Tengen 

Vielen Dank für die Beteiligung am Flächennut-

zungsplanverfahren. Auswirkungen der Pla-

nung auf die Belange der Stadt Tengen sind 

nicht zu erkennen, sodass wir keine Einwände 

oder Bedenken haben. Für das weitere Verfah-

ren wünschen wir viel Erfolg. 

Wird zur Kenntnis genommen. Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen. 

14 Stadt Geisingen, 

Hauptstr. 15, 78187 

Geisingen 

Vielen Dank für die Benachrichtigung. Seitens 

der Stadt Geisingen werden keine Anregungen 

und Bedenken vorgetragen. 

Wird zur Kenntnis genommen. Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen. 

15 Gemeinde Immendin-

gen, Schlossplatz 2, 

78194 Immendingen 

Seitens der Gemeinde Immendingen bestehen 

keine Einwände. 

Wird zur Kenntnis genommen. Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen. 

16 Stadt Singen, Hohgar-

ten 2, 78224 Singen 

Vielen Dank für die Beteiligung am Bebauungs-

planverfahren. Die Stadt Singen und die Verein-

barte Verwaltungsgemeinschaft Singen, 

Wird zur Kenntnis genommen. Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen. 
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Name Anregungen Stellungnahme der Verwaltung 
 

Beschluss 

Rielasingen-Worblingen, Steißlingen und Vol-

kertshausen haben keine Anregungen zu die-

sem Planverfahren. 

17 Gemeinde Eigeltin-

gen, Krumme Str. 1, 

78253 Eigeltingen 

Von Seiten der Gemeinde Eigeltingen bestehen 

keine Einwände. 

Wird zur Kenntnis genommen. Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen. 

18 Gemeinde Volkerts-

hausen, Hauptstr. 27, 

78269 Volkertshau-

sen 

Die Gemeinde Volkertshausen hat keine Ein-

wendungen zur 11.Änderung des „Flächennut-

zungsplan 2000-Änderung“ der Vereinbarten 

Verwaltungsgemeinschaft Engen, Aach und 

Mühlhausen-Ehingen. 

Wird zur Kenntnis genommen. Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen. 

19 Die Autobahn GmbH 

des Bundes, Nieder-

lassung Südwest, 

Augsburger Str, 748, 

70329 Stuttgart 

1. Vielen Dank für die gesonderte Rückmel-

dung an uns zur Anhörung bzgl. der 11.Än-

derung des „Flächennutzungsplans 2000-

Änderung“, hier das Sondergebiet für die 

großflächige PV-Anlage „Gerhardsreute“ in 

Mühlhausen-Ehingen an der BAB A81. Wir 

begrüßen es, dass Sie unsere Stellung-

nahme, gesendet per E-Mail am 16.06.23, in 

der Abwägung der Offenlage berücksichti-

gen und einarbeiten werden. 

Nach Durchsicht der aktuellen online bereit-

gestellten Unterlagen zur FNP Änderung 

können wir inhaltlich weiterhin auf diese 

Stellungnahme verweisen, haben darüber 

hinaus aber keine weiteren Anmerkungen. 

Wir bitten die Autobahn GmbH am weiteren 

Verfahren zu beteiligen. 

 

1. Wird zur Kenntnis genommen. 

Die Beteiligung der Autobahn GmbH am 

weiteren Verfahren wird zugesichert. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

1. Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen. 
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Name Anregungen Stellungnahme der Verwaltung 
 

Beschluss 

Die Stellungnahme vom 16.06.23 lautet wie 

folgt: 

Mit Schreiben vom 25.05.23 haben sie die Au-

tobahn GmbH, Niederlassung Südwest bezgl. 

der 11.Änderung des "Flächennutzungsplan 

2000-Änderung" der Vereinbarten Verwaltungs-

gemeinschaft Engen, Aach und Mühlhausen-E-

hingen, hier insbesondere zum Sondergebiet 

„Solarpark Gerhardsreute“, Gemarkung Mühl-

hausen-Ehingen gem. § 4 Abs. 1 BauGB um 

Stellungnahme gebeten. 

Seitens der Autobahn GmbH werden die fol-

genden Bedenken und Anregungen vorge-

bracht: 

2. a. Das Sondergebiet „Solarpark Gerhards-

reute“ befindet sich im unmittelbaren Bereich 

der BAB A81. Direkt betroffen ist die BAB 

A81 von ca. Autobahn-KM 714,84 bis 

715,49 (in Fahrtrichtung Singen). 

Gemäß § 9 Abs. 2 FStrG bedürfen konkrete 

Bauvorhaben (auch baurechtlich verfahrens-

freie Vorhaben) der Zustimmung/Genehmi-

gung des Fernstraßen-Bundesamtes, wenn 

sie längs der Bundesautobahnen in einer 

Entfernung bis zu 100 Meter und längs der 

Bundesstraßen außerhalb der zur Erschlie-

ßung der anliegenden Grundstücke be-

stimmten Teile der Ortsdurchfahrten bis zu 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

2. a. In der Begründung unter Ziffer 3.1 „An-

bauverbot entlang von Straßen“ wird folgen-

des ergänzt: 

In einem Abstand von 40m vom äußeren 

Rand der befestigten Fahrbahn der Auto-

bahn dürfen Hochbauten nicht errichtet wer-

den (§ 9 Abs. 1 FStrG). Aufgrund der Ände-

rung des EEG § 2 liegen die Errichtung und 

der Betrieb von Anlagen zur Erzeugung von 

erneuerbaren Energien jedoch in überragen-

dem öffentlichen Interesse und sind als vor-

rangig in die jeweiligen Schutzgüterabwä-

gungen einzubringen. Hinsichtlich der Er-

richtung von Freiflächenphotovoltaikanlagen 

in der Anbauverbotszone sind daher Privile-

gierungen möglich, die im Rahmen des § 9 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

2.a In der Begründung unter 

Ziffer 3.1 „Anbauverbot ent-

lang von Straßen“ wird fol-

gendes ergänzt: 

In einem Abstand von 40m 

vom äußeren Rand der be-

festigten Fahrbahn der Auto-

bahn dürfen Hochbauten 

nicht errichtet werden (§ 9 

Abs. 1 FStrG). Aufgrund der 

Änderung des EEG § 2 lie-

gen die Errichtung und der 

Betrieb von Anlagen zur Er-

zeugung von erneuerbaren 

Energien jedoch in überra-
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Nr. 

Name Anregungen Stellungnahme der Verwaltung 
 

Beschluss 

40 Meter, gemessen vom äußeren befestig-

ten Rand der Fahrbahn, errichtet, erheblich 

geändert oder anders genutzt werden.  

Längs der Autobahn dürfen jegliche Hoch-

bauten, auch Nebenanlagen als solche, 

auch auf der nicht überbaubaren Grund-

stücksfläche innerhalb der 40 m Anbauver-

botszone gemäß § 9 Abs. 1 FStrG nicht er-

richtet werden, § 9 Abs. 1 FStrG.  

Dies gilt auch für Abgrabungen und Auf-

schüttungen größeren Umfangs. 

Die geplante PV-Anlage befindet sich ge-

mäß den uns vorliegenden Planunterlagen 

teilweise innerhalb der Anbauverbotszone 

von 40 m. Der Abstand der PV-Module zur 

BAB A81 beträgt gem. den uns vorliegenden 

Unterlagen ca. 20 m. 

2b. Im nördlichen Bereich der PV-Anlage be-

findet sich ein Unterführungsbauwerk der 

Autobahn (BW-Nr. 8118604; Ufg K6178), 

welches langfristig zu ersetzen sein wird.  

Von Seiten der Autobahn GmbH gehen wir 

davon aus, dass zum Zeitpunkt der Herstel-

lung dieses Brückenersatzneubaus die in-

nerhalb der Anbauverbotszone liegenden 

PV-Module in Nachbarschaft des Brücken-

bauwerks temporär auf Kosten des PV-

Anlageneigentümers zurückgebaut werden 

müssten, damit die gesamte Fläche der An-

bauverbotszone (40 m) für die Errichtung 

Abs. 8 FStrG als Ausnahmegenehmigung 

beantragt werden. Dies wird für das ge-

plante Vorhaben im Rahmen des Bebau-

ungsplanverfahrens erfolgen. 

 

Alle weiteren Punkte 2.b. bis 6. der Stellung-

nahme von 16.06.23 werden im Bebauungs-

planverfahren berücksichtigt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

gendem öffentlichen Inte-

resse und sind als vorrangig 

in die jeweiligen Schutzgü-

terabwägungen einzubrin-

gen. Hinsichtlich der Errich-

tung von Freiflächenphoto-

voltaikanlagen in der Anbau-

verbotszone sind daher Pri-

vilegierungen möglich, die 

im Rahmen des § 9 Abs. 8 

FStrG als Ausnahmegeneh-

migung beantragt werden. 

Dies wird für das geplante 

Vorhaben im Rahmen des 

Bebauungsplanverfahrens 

erfolgen. 

 

Alle weiteren Punkte 2.b. bis 

6. der Stellungnahme von 

16.06.23 werden im Bebau-

ungsplanverfahren berück-

sichtigt. 
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Name Anregungen Stellungnahme der Verwaltung 
 

Beschluss 

des Brückenersatzneubaus genutzt werden 

kann (für z.B. Baustelleneinrichtung, tempo-

räre Verkehrsführung etc.) Daher wären die 

Flächen innerhalb der Anbauverbotszone 

von einer Bebauung grundsätzlich freizuhal-

ten, sofern nicht eine entsprechende Rück-

bauverpflichtungen im Falle eines Flächen-

bedarfs für dieses Bauvorhaben vertraglich 

vereinbart wird. 

2c. Nachfolgende Hinweise sind aus anbau-

rechtlicher Sicht in der Begründung/Erläute-

rung des Flächennutzungsplanes ergänzend 

mit aufzunehmen: 

 Werbeanlagen, die den Verkehrsteilnehmer 

ablenken können und somit geeignet sind 

die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs 

zu gefährden, dürfen nicht errichtet werden. 

Hierbei genügt bereits eine abstrakte Ge-

fährdung der Sicherheit und Leichtigkeit des 

Verkehrs. Auf § 33 StVO wird verwiesen. 

Die Errichtung von Werbeanlagen unterliegt 

ebenso der Genehmigung oder Zustimmung 

des Fernstraßen-Bundesamtes. 

 Bezüglich der mit einem Pflanzgebot oder 

auch als Ausgleichsfläche festgesetzten Be-

reiche innerhalb der 40 m - Anbauverbots-

zone ist klar zu regeln, dass hier keine bauli-

chen Anlagen errichtet werden dürfen, die 

den Vorschriften des § 9 FStrG zuwiderlau-

fen, dies betrifft ebenso Abgrabungen und 
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Name Anregungen Stellungnahme der Verwaltung 
 

Beschluss 

Aufschüttungen größeren Umfangs. Günsti-

gerweise sollten diese Flächen grün hinter-

legt werden, um sie eindeutiger als reine 

Grünflächen zu kennzeichnen. 

 Bezüglich der Errichtung von Zäunen wird 

auf § 11 Abs. 2 FStrG verwiesen. Demge-

mäß dürfen Anpflanzungen, Zäune, Stapel, 

Haufen und andere mit dem Grundstück 

nicht fest verbundene Einrichtungen nicht 

angelegt werden, wenn sie die Verkehrssi-

cherheit (konkret) beeinträchtigen. Soweit 

sie bereits vorhanden sind, haben die Eigen-

tümer ihre Beseitigung zu dulden. Die Ein-

ordnung der Zaunanlage unter § 11 FStrG 

oder ggf. doch unter § 9 FStrG bedarf der 

konkreten Prüfung im Einzelfall. 

 die Kabeltrasse der Autobahn GmbH liegt im 

fraglichen Bereich entlang der A81 auf der 

Seite in Fahrtrichtung Kreuz Hegau. Bei den 

Planungen und Arbeiten sind die Vorgaben 

der Kabelschutzanweisung zu beachten. Bei 

einer eventuell geplanten Umzäunung ist auf 

den Mindestabstand zur Kabeltrasse zu ach-

ten. 

 Die Anlage muss vollständig außerhalb des 

Autobahngrundstücks und auch des daran 

anschließenden Feldweges, in dem offenbar 

eine (fremde) Stromleitung verlegt ist, errich-

tet werden.  
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Name Anregungen Stellungnahme der Verwaltung 
 

Beschluss 

Außerdem wird auf eine vorhandene (fremde) 

Wasserleitung auf FlSt. 3673 verwiesen. 

 Sowohl für den Bau als auch für die spätere 

Unterhaltung der PV-Anlage darf keine di-

rekte Andienung von der Autobahn aus er-

folgen 

3. Allgemeine Hinweise zur Errichtung von 

PV-Anlagen innerhalb des Anbauverbots-

zone, mit der Bitte um Beachtung: 

Aufgrund der Änderung des § 2 EEG liegen 

die Errichtung und der Betrieb von Anlagen 

zur Erzeugung von erneuerbaren Energien 

im überragenden öffentlichen Interesse. Die 

erneuerbaren Energien sollen als vorrangi-

ger Belang in die jeweils durchzuführenden 

Schutzgüterabwägungen eingebracht wer-

den. Hinsichtlich der Errichtung von Freiflä-

chen- Photovoltaikanlagen in der Anbauver-

botszone gemäß § 9 Abs. 1 FStrG sind da-

her Privilegierungen möglich, sodass auch 

die Inanspruchnahme der 40-Meter-Anbau-

verbotszone, gemessen vom äußeren Rand 

der befestigten Fahrbahn, bei einer Vielzahl 

von Vorhaben i. S. d. § 9 Abs. 8 FStrG mög-

lich ist. Um die Vereinbarkeit mit den in § 9 

Abs. 3 FStrG aufgezählten straßenrechtli-

chen Belangen und das Maß einer mögli-

chen Inanspruchnahme feststellen zu kön-

 

 

 

 

 

 

3. Wird zur Kenntnis genommen. 

Die „Handreichung Photovoltaikanlagen 

nach EEG innerhalb der Anbauverbotszone“ 

wird beachtet. 

Da erst mit Bebauungsplan eine Konkretisie-

rung der Planung erfolgt, wird der Antrag auf 

Ausnahmegenehmigung nach § 9 Abs. 8 

FStrG im Rahmen der Bauleitplanung einge-

reicht. Gleiches gilt für die Erstellung eines 

Blendgutachtens. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

3.Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen führt 

aber nicht zu einer Ände-

rung der Planung. 
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Beschluss 

nen, bedarf es jedoch immer einer Bewer-

tung der konkreten Umstände des Einzel-

falls.  

Die angehängte "Handreichung Photovolta-

ikanlagen nach EEG innerhalb der Anbau-

verbotszone" ist zu beachten. 

Im Rahmen der Bauleitplanung kann derzeit 

ohne einen konkreten Antrag auf Ausnah-

megenehmigung nach § 9 Abs. 8 FStrG 

pauschal keine Zustimmung/Genehmigung 

erteilt und/oder in Aussicht gestellt werden. 

Der erforderliche Antrag auf Erteilung einer 

Ausnahmegenehmigung nach § 9 Abs. 8 

FStrG kann bei hinreichend konkreter Pla-

nung ausnahmsweise bereits zum jetzigen 

Zeitpunkt und parallel zum Bauleitplanver-

fahren beim Fernstraßen-Bundesamt gestellt 

werden. In diesem Fall bitten wir darum, die 

entsprechenden Antragsunterlagen vorzugs-

weise digital per E-Mail an: an-

bau@fba.bund.de 

zu übermitteln. 

Ein entsprechender Antrag an das FBA 

müsste dabei zwingend folgende Unterlagen 

enthalten: 

 Maßstabsgerechter Lageplan mit genauer 

Kennzeichnung der Anbauverbotszone (40 

m vom äußeren Rand der befestigten Fahr-

bahn der Bundesautobahn) und der Anbau-
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Name Anregungen Stellungnahme der Verwaltung 
 

Beschluss 

beschränkungszone (40 - 100 m vom äuße-

ren Rand der befestigten Fahrbahn der Bun-

desautobahn) sowie exakter Maßangabe 

der kürzesten Entfernung der geplanten 

Hochbauten zum äußeren Rand der befes-

tigten Fahrbahn der BAB unter Beachtung 

der oben angeführten Definition der Anbau-

verbote und -beschränkungen. 

 Begründung zum Bauen in der Anbauver-

botszone 

 Geeigneter Nachweis, über die Vermeidung 

von Blendeinwirkungen auf die Verkehrsteil-

nehmer der BAB, welche ggf. die Sicherheit 

und Leichtigkeit des Verkehrs gefährden 

könnten (z. B. Blendschutzgutachten) 

Erst nach Vorlage der vollständigen Planun-

terlagen und dessen Prüfung ggf. im Rah-

men einer Beteiligung im Baugenehmi-

gungsverfahrens kann i.d.R. eine finale Ent-

scheidung getroffen werden. 

Die weiteren Planungen sind frühzeitig und 

auf Grundlage von Detailplänen mit dem 

Fernstraßen-Bundesamt bzw. mit der Auto-

bahn GmbH als Straßenbaulastträger der 

BAB A81 abzustimmen.  

4. Anlage1: 

KABELSCHUTZANWEISUNG 

für unterirdische Kabelanlagen der Auto-

bahn GmbH Fassung Januar 2021 

Allgemeines 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

4. Wird zur Kenntnis genommen. 

Die Kabelschutzanweisung wird bei der Er-

stellung der Großflächigen PV Anlage 

„Gerhardsreute“ berücksichtigt und im Rah-

men der Bauleitplanung beachtet. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

4.Die Stellungnahme wird zur 

Kenntnis genommen. 
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Beschluss 

Im Bereich der Bundesautobahnen befinden 

sich BAB-Fernmeldekabel und Starkstrom-

kabel, die im Erdreich entlang und quer zur 

Trasse verlaufen. Die Kabel können auf au-

tobahneigenem und auf fremden Geländen 

verlegt sein. Auch im Bereich der übrigen 

klassifizierten Straßen können Betriebskabel 

der Autobahn GmbH verlegt sein. Bei Be-

schädigung dieser Kabel besteht für Perso-

nen Lebensgefahr. Nachrichten- und Not-

rufeinrichtungen, die für die Öffentlichkeit 

wichtig sind, werden unterbrochen. Wichtige 

Betriebseinrichtungen, wie z.B. Nebelwarn-

anlagen oder Verkehrsbeeinflussungsanla-

gen, werden gestört und die Sicherheit auf 

den Betriebsstrecken erheblich gemindert. 

Eine Beschädigung dieser Anlagen ist nach 

§§ 317 StGB strafbar, auch dann, wenn sie 

fahrlässig begangen wurde. Außerdem ist 

der Veranlasser zum Schadensersatz auch 

für evtl. Folgeschäden verpflichtet. 

Im Bereich der Bundesautobahn können 

sich ferner Kabel und Leitungen Dritter be-

finden, die der Ver- und Entsorgung, der Te-

lekommunikation, der Datenübertragung  

oder anderer öffentlichen Zwecken dienen. 

Über die Lage dieser Kabel und Leitungen 

hat sich der Veranlasser bei den jeweiligen 

Eigentümern selbst zu informieren. 
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Name Anregungen Stellungnahme der Verwaltung 
 

Beschluss 

Vor Beginn der Bauarbeiten hat sich der 

Veranlasser mit der zuständigen Autobahn-

meisterei und der FIT Ludwigsburg in Ver-

bindung zu setzen. Die Kontaktaufnahme 

hat rechtzeitig zu erfolgen, da bei erschwer-

ten Fällen u.U. eine Kabelumlegung erfor-

derlich werden kann. Die Autobahnmeisterei 

oder die FIT Ludwigsburg veranlasst die Or-

tung und Markierung der Kabellage. Bei Be-

darf wird auch die Tiefenlage (Höhe der Erd-

überdeckung) ermittelt. Erst danach darf mit 

den Bauarbeiten begonnen werden. 

Bei Erdarbeiten in der Nähe von unterirdi-

schen Kabelanlagen dürfen spitze und 

scharfe Werkzeuge (Bohrer, Pickel, Spaten, 

Stoßeisen und dgl.) nur so gehandhabt wer-

den, dass sie höchstens bis zu einer Tiefe 

von 20 cm über der Kabelanlage in das Erd-

reich eindringen. Für die weiteren Arbeiten 

sind stumpfe Geräte wie Schaufeln usw. zu 

verwenden, die möglichst waagerecht zu 

führen und vorsichtig zu handhaben sind. 

Spitze Geräte (Dorne, Schnurpfähle) dürfen 

oberhalb von Kabelanlagen nur eingetrieben 

werden, wenn sie mit einem von der Spitze 

nicht mehr als 30 cm entfernten fest ange-

brachten Teller oder Querriegel versehen 

sind. Da mit Abweichungen der Kabellage o-

der mit breiteren Kabelkanälen gerechnet 
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Beschluss 

werden muss, sind die gleichen Vorsichts-

maßnahmen auch in einer Breite von je 50 

cm rechts und links der bezeichneten Kabel-

lage zu beachten. 

Bei der Anwendung maschineller Baugeräte 

in der Nähe von Kabeln ist ein solcher Ab-

stand zu wahren, dass eine Beschädigung 

der Kabel ausgeschlossen ist. Ein Mindest-

abstand beim Maschineneinsatz (Bagger, 

Rammgerät o.ä.) von 1 m beiderseits der 

georteten und abgesteckten Kabelachse 

darf keinesfalls unterschritten werden. Ist die 

Lage oder die Tiefenlage der Kabel nicht 

zweifelsfrei zu orten, so ist besondere Vor-

sicht geboten. Ggf. muss der Verlauf der Ka-

bel durch in vorsichtiger Arbeit herzustel-

lende Querschläge ermittelt werden (DIN 

4124, ZTV TK Netz 10). 

Freigelegte Kabel sind vor Beschädigungen 

durch herabstürzende Erdmassen und 

Steine, herabfallende Hölzer und Werk-

zeuge o.ä. zu schützen und gegen Diebstahl 

zu sichern. Freihängende Kabel sind so zu 

unterfangen und abzustützen, dass sie in ih-

rer Lage verbleiben. 

Die Autobahn des Bundes - Niederlassung 

Südwest – Kabelschutzanweisung Unbeab-

sichtigte Kabelfreilegungen müssen unver-

züglich der zuständigen Autobahnmeisterei 

gemeldet werden. Die Erdarbeiten sind an 
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Beschluss 

der Freilegungsstelle sofort einzustellen und 

dürfen erst fortgesetzt werden, wenn ein Be-

auftragter der Autobahn GmbH das freige-

legte Kabel auf Schäden untersucht hat. 

Evtl. entstandene Schäden sind nach Art 

und Umfang dem Vertreter der Autobahn 

GmbH zu übermitteln und schriftlich festzu-

halten. Die Freigabe der Bauarbeiten 

schließt spätere Regressansprüche auch auf 

Folgeschäden nicht aus. 

Kreuzungen mit Fremdleitungen sollen un-

terhalb und möglichst rechtwinklig zu den 

Kabelanlagen der Autobahn GmbH ausge-

führt werden. Bei Parallelführungen mit 

Fremdleitungen beträgt der Mindestabstand 

im Regelfall 1 m. 

Beim Verfüllen von Baugruben darf kein Erd-

material auf die freihängenden Kabel und 

Leitungen geworfen werden. Das Erdreich 

ist zunächst bis auf die Höhe des Kabels 

bzw. der Leitung schichtweise einzubringen 

und lageweise zu verfestigen. Dabei ist da-

rauf zu achten, dass die Auflage des Kabels 

bzw. der Leitung glatt und steinfrei ist. So-

dann ist auf das Kabel bzw. die Leitung eine 

10 cm hohe Schicht loser, steinfreier, nicht-

bindiger Erde (ersatzweise Sand) aufzubrin-

gen, die mit Flachstampfern vorsichtig zu 

verdichten ist. Durch das Feststampfen stei-

nigen Bodens unmittelbar über dem Kabel 
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oder der Leitung kann diese/s beschädigt 

werden. Eine vorhandene Kabel-/Leitungs-

abdeckung ist einschließlich des Trassen-

warnbandes wiederherzustellen. Bei Kreu-

zungen ist über der obenliegenden Anlage 

der Kreuzungspunkt dauerhaft zu markieren. 

Dies ist durch Auslegung von Trassenwarn-

band auf einer Länge von ca. 1 m kreuzför-

mig in Verlegerichtung beider Anlagen aus-

zuführen. Danach ist das weitere Erdreich 

schichtweise einzubringen und sorgfältig zu 

verdichten. Vorhandene BAB Kabelmerk-

steine sind wieder so einzubauen, dass sie 

die richtige Kabeltrasse anzeigen. 

Das Befahren der ungeschützten Kabel-

trasse mit schweren Baufahrzeugen ist zu 

unterlassen. Die Kabeltrasse muss jederzeit 

zugänglich sein. Ablagerungen, Baustellen-

einrichtungen etc. dürfen im Bereich der Ka-

beltrasse nicht errichtet werden. 

Bei Führung durch Fundamente oder Mau-

ern dürfen Kabel oder Leitungen nicht einge-

mauert oder einbetoniert werden. Sie sind 

entsprechend den Anordnungen des Vertre-

ters der Autobahn GmbH gegen Beschädi-

gungen zu sichern. Schutzrohre sind an den 

Enden abzudichten. 

Sorgfaltspflicht 
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Beschluss 

Personen, die in der Nähe von Kabeln und 

Leitungen Erdarbeiten ausführen, sind ver-

pflichtet, alle gebotene Sorgfalt anzuwen-

den. Die bauausführenden Firmen haben 

ihre Maschinenführer und Hilfskräfte in die 

Baumaßnahme einzuweisen und ihnen die 

vorliegende Kabelschutzanweisung inhalt-

lich zu erläutern. Bei Bauarbeiten sind die 

allgemein gültigen Regeln der Technik, die 

Unfallverhütungsvorschriften und Sicher-

heitsvorschriften einzuhalten. Die Anwesen-

heit eines Beauftragten der Autobahn GmbH 

an der Aufgrabungsstelle hat keinen Einfluss 

auf die Verantwortlichkeit des Aufgrabenden 

in Bezug auf die von diesem verursachten 

Schaden an Kabel- bzw. Leitungsanlagen. 

Die Autobahn des Bundes - Niederlassung 

Südwest – Kabelschutzanweisung 

MERKBLATT zur Kabelschutzanweisung 

Fassung Dezember 2017 

Im Bereich von Bundesfernstraßen, insbe-

sondere entlang von Bundesautobahnen, 

können eigene Fernmelde-, Steuer- oder 

Starkstromkabel oder Kabel und (Versor-

gungs-)Leitungen Dritter auf bundeseige-

nem Gelände oder auf fremden Geländen 

verlegt sein. Alle Dienststellen der Autobahn 

GmbH, die Erd- oder sonstige für unterirdi-

sche Kabelanlagen gefährdende Arbeiten 
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ausführen lassen, haben sich vor Durchfüh-

rung bzw. Beginn dieser Arbeiten mit den 

örtlich zuständigen Dienststellen wie Auto-

bahnmeistereien/Straßenmeistereien oder 

dem Fachcenter für Informationstechnik und 

-sicherheit zu verständigen. Vorbeugende 

Maßnahmen zur Sicherung unterirdischer 

Kabelanlagen, wie z.B. Kabelortung und 

Markierung, müssen rechtzeitig vor Arbeits-

aufnahme veranlasst werden. Zusätzlich 

sollte an 

- jeden Bauleiter der ausführenden Firmen, 

die im Auftrag eines Dritten tätig ist 

- jeden Auftragnehmer der beauftragenden 

Dienststellen der Autobahn GmbH 

- die eigenen Bauleiter 

die beigefügte Kabelschutzanweisung aus-

gehändigt werden. 

Die Aushändigung der Kabelschutzanwei-

sung erfolgt durch die Autobahnmeistereien, 

Straßenmeistereien und dem Fachcenter für 

Informationstechnik und -sicherheit und zwar 

abhängig davon, ob bei einer bevorstehen-

den (Bau-) Maßnahme oder in der Nähe ei-

ner Baustelle Kabel/Leitungen vermutet wer-

den oder nicht. Die Aushändigung der Ka-

belschutzanweisung ist auf der beiliegenden 

Empfangsbestätigung durch die Firma zu 

quittieren. 

Hinweis: 
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Das Merkblatt mit beiliegender Emp-

fangsbestätigung verbleibt bei den Mitar-

beitern der Autobahnmeistereien, Stra-

ßenmeistereien. 

 
 

Anlage 2: 

Erforderliche Unterlagen bei der Beantra-

gung von Freiflächenphotovoltaikanlagen 

Sofern Freiflächenphotovoltaikanlagen in ei-

ner Entfernung von bis zu 40 m bei Bunde-

sautobahnen bzw. 20 m bei Bundesstraßen 

in Bundesverwaltung, jeweils gemessen 
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Beschluss 

vom äußeren befestigten Fahrbahnrand, er-

richtet werden sollen, ist gemäß § 9 Abs. 8 i. 

V. m. Abs. 1 FStrG eine Ausnahme vom An-

bauverbot erforderlich. Für die Beantragung 

einer Ausnahmegenehmigung gilt Folgen-

des: 

• Sofern kein anderes Genehmigungs-

verfahren (z.B. Baugenehmigungsverfahren) 

für die geplante Freiflächenphotovoltaikan-

lage erforderlich ist, ist ein formloser Antrag 

beim Fernstraßen-Bundesamt zu stellen  

• •Sofern es eines anderen Genehmi-

gungsverfahrens (regelmäßig eines Bauge-

nehmigungsverfahrens) bedarf, wird das 

Fernstraßen-Bundesamt im Rahmen dieses 

Verfahrens von der zuständigen Behörde 

beteiligt (§ 9 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 FStrG). Eine 

gesonderte Antragstellung beim Fernstra-

ßen-Bundesamt ist in diesem Fall nicht not-

wendig, da der erforderliche Antrag auf Er-

teilung einer Ausnahmegenehmigung nach 

§ 9 Abs. 8 FStrG hilfsweise im Bauantrag 

enthalten ist. 

Erforderliche Unterlagen:  

Folgende Antragsunterlagen werden im 

Rahmen des Verfahrens benötigt, unabhän-

gig davon, ob ein anderes Genehmigungs-

verfahren besteht oder ein Antrag unmittel-

bar beim Fernstraßen-Bundesamt gestellt 

wird:  
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• Vollmacht, die zur Antragstellung be-

vollmächtigt, sofern das Vorhaben auftrags-

weise ausgeführt wird  

• Projektkurzbeschreibung (formlos) 

• Plan, der die Anbauverbots- (40 m ge-

messen ab dem äußeren Rand der befestig-

ten Fahrbahn bei Bundesautobahnen / 20 m 

bei Bundesstraßen in Bundesverwaltung) 

und Anbaubeschränkungszone (100 m ge-

messen ab dem äußeren Rand der befestig-

ten Fahrbahn bei Bundesautobahnen / 40 m 

bei Bundesstraßen in Bundesverwaltung) in-

nerhalb eines Lageplans des Vorhabens 

ausweist mit zusätzlicher Darstellung der 

einzelnen Abstandsbeziehungen der jeweili-

gen Anlagen- und Nebenanlagen zum äuße-

ren befestigten Fahrbahnrand 

• Katasterauszug aus dem Liegen-

schaftskataster 

• Gutachten oder anderer Nachweis über 

den Ausschluss einer Blendung/Spiegelung 

• Schlüssige Ausführungen zur Brandver-

meidung und Brandbekämpfung im Falle ei-

nes Brandfalls ohne gesteigerte Risiken für 

die straßenrechtlichen Belange (insb. zur 

Zuwegung zu der Anlage) 

falls erforderlich: Sichtbarkeitsnachweise 

(bspw. zur Darstellung des Ausschlusses ei-

ner Blendwirkung aufgrund der Topographie 

des Errichtungsstandortes, o.Ä.) 
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Die erforderlichen Unterlagen sind vorzugs-

weise an anbau@fba.bund.de zu übermit-

teln. Bei Bedarf sind jedoch gleichfalls die 

postalische Übermittlung, die Bereitstellung 

über unseren BSCW-Server oder der Down-

load von einem Webspace, der keiner Login-

Daten bedarf, möglich. 

In einem Abstand von 40 m vom äußeren 

Rand der Fahrbahn entfernt dürfen Hoch-

bauten entlang der Bundesautobahnen (20 

m bei Bundesstraßen in Bundesverwaltung) 

gem. § 9 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 FStrG nicht er-

richtet werden. Ausnahmen von diesem ge-

setzlichen Verbot sind nur unter den engen 

Voraussetzungen des § 9 Abs. 8 FStrG 

möglich. 

Aufgrund der Änderung des § 2 EEG liegen 

die Errichtung und der Betrieb von Anlagen 

zur Erzeugung von erneuerbaren Energien 

im überragenden öffentlichen Interesse. Die 

erneuerbaren Energien sollen als vorrangi-

ger Belang in die jeweils durchzuführenden 

Schutzgüterabwägungen eingebracht wer-

den. Hinsichtlich der Errichtung von Freiflä-

chenphotovoltaikanlagen in der Anbauver-

botszone gemäß § 9 Abs. 1 FStrG sind da-

her Privilegierungen möglich, sodass die In-

anspruchnahme der 40-m-Anbauverbots-

zone, gemessen vom äußeren Rand der be-

festigten Fahrbahn, bei einer Vielzahl von 
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Vorhaben i. S. d. § 9 Abs. 8 FStrG möglich 

ist. Um die Vereinbarkeit mit den in § 9 Abs. 

3 FStrG aufgezählten straßenrechtlichen Be-

langen und das Maß einer möglichen Inan-

spruchnahme feststellen zu können, bedarf 

es zur Entscheidung über die Ausnahmege-

nehmigung immer einer Bewertung der kon-

kreten Umstände des Einzelfalls. 

Eine Inanspruchnahme von Flächen inner-

halb der Anbauverbotszone zur Errichtung 

von Freiflächenphotovoltaikanlagen ist stra-

ßenrechtlich regelmäßig möglich, wenn 

diese Flächen nicht bereits wie folgt bean-

sprucht werden bzw. beplant sind:  

• Straßengrundstück mit Straßenanlage 

gem. § 1 Abs. 4 FStrG (Straße mit sämtli-

chen Entwässerungs-, Lärmschutz-, fern-

meldetechnischen, telematischen sowie 

sonstigen Anlagen und Anlagenbestandtei-

len) 

• ggf. vorzuhaltenden Streifen für den 

Betrieb und die Unterhaltung der bestehen-

den Anlagen, wenn dieser bisher aufgrund 

des konkreten Bestandes nicht vorgesehen 

ist 

• Flächen, zu denen bereits konkrete Pla-

nungen vorliegen oder Flächen der Ersatz-

vornahme 

Die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs 

sind dabei jederzeit aufrecht zu erhalten. 
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Aus Gründen des Blendschutzes sind geeig-

nete Gutachten oder Nachweise beizubrin-

gen, nach denen eine Blendwirkung der Ver-

kehrsteilnehmenden in jeder Form ausge-

schlossen werden kann. Zudem muss auch 

der An- und Unterfahrschutz gewährleistet 

sein. Dies ist entweder bei einem bestehen-

den Fahrzeugrückhaltesystem mit den ent-

sprechenden Rückhalteklassen gegeben. 

Wenn kein Fahrzeugrückhaltesystem vor-

handen ist, wird ein entsprechender Abstand 

bei der Bemessung der Inanspruchnahme-

möglichkeit der Anbauverbotszone berück-

sichtigt. Der Maßstab ist jeweils die Richtli-

nie für passiven Schutz an Straßen durch 

Fahrzeug-Rückhaltesysteme (RPS) 2009. 

Zur Vermeidung eines Brandübergriffs im 

Falle einer Brandentstehung an den Photo-

voltaikanlagen und deren Nebenanlagen so-

wie anderen sich hieraus ergebenden Be-

einträchtigungen für den fließenden Verkehr 

sind Aussagen zu effektiven Abwehr- und 

Beseitigungsmaßnahmen zu treffen, insbe-

sondere im Hinblick auf eine entsprechende 

Zuwegung. Aufgrund der Differenzen zwi-

schen den Standzeiten der Anlagen und den 

Planungs- bzw. Realisierungsvorläufen an 

der Autobahn oder den betroffenen Bundes-

straßen werden innerhalb der straßenrechtli-
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chen Entscheidungen entsprechende Wider-

rufsvorbehalte aufgenommen, die bauord-

nungsrechtliche Rückbauverpflichtungen 

nach sich ziehen. Zusätzlich ist eine ent-

sprechende Vereinbarung zur Durchführung 

des Rückbaus mit der Autobahn GmbH des 

Bundes abzuschließen. Bei einer bauord-

nungsrechtlichen Freistellung entfallen ledig-

lich die Nebenbestimmungen innerhalb die-

ses Verfahrens. Ein Widerrufsvorbehalt ist 

im Rahmen der straßenrechtlichen Entschei-

dung dennoch vorzusehen.  

Von der Autobahn bzw. den betroffenen 

Bundesstraßen gehen entsprechende Emis-

sionen aus, die insbesondere aufgrund des 

besonderen Näheverhältnisses auf die Pho-

tovoltaikanlagen mit ihren Nebenanlagen di-

rekt oder indirekt ein- bzw. sich auf diese 

auswirken können. Dies ist bei der Planung 

zu berücksichtigen. Entsprechende Wirkun-

gen können auch erst zu einem späteren 

Zeitpunkt entstehen. Beispielhaft können 

sich Wechselwirkungen durch die Schnee- 

und Eisräumung, Lärmschutzeinrichtungen, 

Staub- und Schmutzentwicklung oder durch 

das Begleitgrün der Straße sowie dessen 

Vegetation und Wachstum ergeben. Auf-

grund der konkreten Einzelfallbeurteilung 

der Ausnahmegenehmigung sowie der zwin-

gend vorzusehenden Nebenbestimmungen 
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im Verwaltungsverfahren kann eine ab-

schließende Entscheidung über die Inan-

spruchnahme der Anbauverbotszone nicht 

innerhalb eines Bebauungsplanverfahrens 

oder eines Baugenehmigungsverfahrens 

vollumfänglich geregelt werden. Das Verfah-

ren zur Genehmigung einer Ausnahme vom 

Anbauverbot kann bei hinreichender Plan-

reife sowohl parallel neben der Aufstellung 

eines Bebauungsplans als auch neben ei-

nem Baugenehmigungsverfahren betrieben 

werden. Dies erübrigt jedoch nicht die stets 

durchzuführende Beteiligung des Fernstra-

ßen-Bundesamtes in einem möglichen Bau-

genehmigungsverfahren seitens der zustän-

digen Baugenehmigungsbehörde. Eine ge-

sonderte Antragstellung nach § 9 Abs. 8 

FStrG ist in diesem Fall jedoch nicht notwen-

dig, da der Antrag auf Erteilung einer stra-

ßenrechtlichen Ausnahmegenehmigung be-

reits hilfsweise im Bauantragsgesuch enthal-

ten ist. Die Abgabe von Stellungnahmen in-

nerhalb eines Bebauungsplanverfahrens er-

folgt durch die Autobahn GmbH des Bundes 

als Trägerin der Straßenbaulast. 

Anlage Autobahnbestandspläne: 

Betriebskilometer 714-715 



         35
    
 

Lfd. 
Nr. 

Name Anregungen Stellungnahme der Verwaltung 
 

Beschluss 

 
Betriebskilometer 715-716 

 
 


